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Sachgebiet 2030 


Antrag 

der Abgeordneten Such, Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Kein Berufsbeamtentum in einem vereinigten Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in den Verhandlungen 

mit der DDR-Regierung über eine Vereinigung beider Staaten 

darauf hinzuwirken, 

1. daß die „hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums'' 
(Artikel 33 Abs. 5 Grundgesetz) nicht in die gemeinsame, durch 
eine Volksabstimmung zu beschließende Verfassung auf ge- 
nommen werden; 

2. daß beim Aufbau der öffentlichen Verwaltung in der DDR von 
Anfang an der Grundsatz der EG -Freizügigkeit berücksichtigt 
wird. 

Bonn, den 1. Juni 1990 

Such 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

1. Durch das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist 
der Beamtenstatus auf die „hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums" festgelegt worden. Mit diesen „herge- 
brachten Grundsätzen", die auf die Tradition des preußisch- 
deutschen Reiches zurückverweisen, wurde das Beamtenrecht 
bei der Entstehung der Bundesrepublik Deutschland nach 
einem obrigkeitsstaatlichen, vordemokratischen Leitbild gere- 
gelt, in dem der Staat als Selbstzweck erscheint. Verwaltung ist 
jedoch nicht um ihrer selbst, sondern um der Bürgerinnen und 
Bürger willen da. Für die Beamten folgt aus den „hergebrach- 
ten Grundsätzen", daß sie nach wie vor kein Streikrecht und 
keine Tarif autonomie besitzen, daß ihre Koalitionsfreiheit ein- 
geschränkt ist und sie einem starren Laufbahn- und Hierarchie- 
prinzip unterliegen. Hinzu kommt, daß die prinzipiellen Struk- 
turdifferenzen zwischen den übrigen Arbeitnehmern und den 
Beamten, die von der Aufstiegsregelung und der Versiehe- 
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rungspflicht bis zur Altersversorgung reichen, immer wieder 
Anlaß für Privilegienverdacht und Sozialneid geben. 

Mit einem modernen Staatsverständnis, das die größtmögliche 
Offenheit der Verwaltung und - soweit möglich und sinnvoll - 
die demokratische Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an 
allen Entscheidungen zum Ziele hat, ist der jetzige Beamten- 
status nicht vereinbar. Ihn auf die DDR zu übertragen, würde 
einen Anachronismus bedeuten. In diesem Falle kommt hinzu, 
daß eine Verbeamtung auf Lebenszeit das Problem der Über- 
nahme der SED-Staatsbediensteten verschärft aufwirft. Alle 
politisch maßgeblichen Kräfte in der DDR, einschließlich der 
jetzigen DDR-Regierung, zögern daher zu Recht vor der Ein- 
führung des Beamtenverhältnisses. 

Obwohl Forderungen nach Veränderung des Beamtenstatus 
zeitweise in allen Parteien der Bundesrepublik Deutschland 
erhoben wurden, ist ihre Realisierung bisher stets an der Not- 
wendigkeit einer Zwei-Drittel-Mehrheit für eine Verfassungs- 
änderung gescheitert. Durch die Vereinigung mit der DDR ist 
nunmehr die Gelegenheit gegeben, diese längst überfälhge 
Reform durchzuführen. Wie von den GRÜNEN stets gefordert, 
muß eine gemeinsame Verfassung der beiden deutschen Staa- 
ten vom eigentlichen Staatssouverän, dem deutschen Volk, 
abgestimmt werden. In einer solchen Verfassung haben die 
„hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums" keinen 
Platz mehr. 

2. Darüber hinaus macht der absehbare Zusammenschluß mit der 
DDR auch im Hinblick auf die europäische Einigung Maßnah- 
men im Bereich der öffentlichen Verwaltung erforderlich. Arti- 
kel 48 Abs. 4 EWG-Vertrag schreibt das Recht auf Freizügig- 
keit, d. h. auf freie Berufsausübung in allen Staaten der EG vor. 
Durch das deutsche Beamtenrecht ist diese Freizügigkeit ein- 
geschränkt, weil normalerweise nur Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Grundgesetz Beamte werden können. Dadurch 
sind EG-Bürgerinnen und -Bürger von weiten Gebieten des 
öffentlichen Dienstes ausgeschlossen. 

Der Europäische Gerichtshof hat jedoch in mehreren Entschei- 
dungen geurteilt, daß das Recht der Freizügigkeit grundsätz- 
lich auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung zu gelten hat. 
Ausnahmen hat er lediglich im typisch hoheitlichen Aufgaben- 
bereich gesehen, im sogenannten „Kernbereich" der Staatsver- 
waltung (Polizei, Justiz, Steuerverwaltung, Diplomatie). Mit 
Blick auf die Herstellung des EG-Binnenmarkts 1992 hat die 
Europäische Kommission diesen Grundsatz bekräftigt und alle 
Mitgliedstaaten ausdrücklich aufgefordert, ihre öffentlichen 
Verwaltungen insoweit zu öffnen (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom 18. März 1988, Nr. C 72/3). 

Der einfachste Weg, um dieser europäischen Anforderung 
nachzukommen, ist die Abschaffung des deutschen Beamten- 
verhältnisses. Als erster Schritt hierzu ist zunächst der ganze 
Bereich der Leistungsverwaltung - angefangen von den kom- 
munalen Diensten bis zu Schulen und Hochschulen - nicht 
länger auf Grundlage der Verbeamtung der dort Beschäftigten 
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ZU betreiben, sondern im Arbeiter- bzw. Angestelltenverhält- 
nis. Die eigentlichen „Beamtenfunktionen" sind auf das Gebiet 
der Eingriffsverwaltung zu reduzieren. 

Das Zusammenwachsen der europäischen Staaten und die all- 
mähliche Überwindung des überholten Nationalstaatsprinzips 
ist die beste Garantie dafür, der Gefahr deutscher Alleingänge 
zu begegnen. Die EG-Freizügigkeit der Arbeitnehmer/innen 
auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung ist ein kleiner 
Schritt dorthin. Die Bundesregierung hat wiederholt bekräftigt, 
daß durch die deutsche Vereinigung nicht die europäische Per- 
spektive aus den Augen verloren werden darf. Wenn sie es 
ernst meint mit dieser Aussage, ist sie gehalten, nicht nur in der 
Bundesrepublik Deutschland für europäische Freizügigkeit zu 
sorgen, sondern auch in den Verhandlungen mit der DDR- 
Regierung darauf hinzuwirken, daß die künftige Struktur der 
öffentlichen Verwaltung in der DDR dem Rechnung trägt. 
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